
AKTENSTÜCKE DER 24. LANDESSYNODE NR. 64 A 

 

 

B e r i c h t  

des Rechtsausschusses 

betr. Entwurf eines Kirchengesetzes zur Ergänzung des Verwaltungsverfahrens- und -zu-

 stellungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland (Ergänzungsgesetz zum 

 Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz der EKD - VVZGErgG) 

 

 

Lüneburg, 5. November 2010 

 

 

I. 

Die 24. Landessynode hatte während ihrer VI. Tagung in der 25. Sitzung am 2. Juni 2010 

im Zusammenhang mit der Verhandlung über den vom Kirchensenat vorgelegten, vor-

stehend bezeichneten Gesetzentwurf (Aktenstück Nr. 64) auf Antrag des Synodalen Reis-

ner folgenden Beschluss gefasst: 

 "Das Aktenstück Nr. 64 wird dem Rechtsauschuss zur Beratung überwiesen." 

(Beschlusssammlung der VI. Tagung Nr. 5.21) 

 

 

II. 

Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwuf beraten. 

 

Der Ausschuss begrüßt die damit verbundene Schaffung eines allgemeinen Verwaltungs-

verfahrens- und -zustellungsrechtes auf kirchengesetzlicher Ebene der Evangelisch-

lutherischen Landeskirche Hannovers, schließt sich der gegebenen Begründung des Ent-

wurfes an und ergänzt diese durch die folgenden, für die Auslegung und weitere Gesetz-

gebungsvorhaben auf diesem Gebiet ggf. zu berücksichtigenden Überlegungen: 

 

1. Der § 1 des vorliegenden Entwurfes des VVZGErgG bestimmt die Übernahme des Ver-

waltungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutsch-

land (VVZG-EKD) in das landeskirchliche Recht. Dieses am 1. Januar 2010 in Kraft 

getretene Gesetz entspricht hinsichtlich des Verwaltungsverfahrens dem seit 1976 

geltenden Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes (VwVfG), sodass die im staatli-

chen Bereich gewonnenen Anwendungserfahrungen künftig auch im kirchlichen Be-

reich Berücksichtigung finden können.  
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Einen Überblick über die Regelungen gibt das als Anlage 1 beigefügte Inhaltsver-

zeichnis des 63 Paragrafen umfassenden Gesetzes (VVZG-EKD), dessen Text im In-

ternet (unter http://www.ekd.de/download/005_beschluss_verwaltungsverfahrens_ 

und_zustellungsgesetz_endfassung.pdf) veröffentlicht ist. § 1 Abs. 2 VVZG-EKD (An-

lage 2) bestimmt eine ausschließlich subsidiäre Geltung des Gesetzes. Es gilt nicht, 

sobald Rechtsvorschriften der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen 

und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse inhaltsgleiche oder entgegenstehende Vor-

schriften enthalten. 

 

Das macht es möglich, durch landeskirchliche Gesetze für bestimmte Verwaltungs-

zweige Sonderregelungen zu normieren, wie sie z.B. hinsichtlich der Pflicht, Verwal-

tungsentscheidungen zu begründen, (§ 26 VVZG-EKD - vgl. Anlage 2), in dem Ent-

wurf eines Kirchengesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und anderer 

Kirchengesetze (Aktenstücke Nr. 52 A und Nr. 52 C - Beschlusssammlung der VI. Ta-

gung 4.5.2. - 1/§ 26 Abs. 1 und 2 FAG - vorgeschlagene Neufassung) enthalten sind. 

 

2. Der § 2 des Entwurfes des VVZG-ErgG schließt nur die Anwendung der Absätze 2 und 

3 des § 36 VVZG-EKD (Anlage 2) aus, nicht die des Absatzes 4, dessen Anwendung § 

36 Abs. 1 Satz 1 VVZG-EKD (Anlage 2) ebenfalls bestimmt. Nach Absatz 4 ist die 

Rücknahme rechtswidriger begünstigender Verwaltungsakte nur zulässig innerhalb 

eines Jahres nach Kenntnis der die Rücknahme rechtfertigenden Tatsachen. Nach 

Satz 2 dieses Absatzes gilt das nicht im Falle des Absatzes 2 Satz 3 Nr. 1, der den 

Vertrauensschutz ausschließt, wenn der Verwaltungsakt durch arglistige Täuschung, 

Drohung oder Bestechung erwirkt wurde. Dieser Anwendung des § 36 Abs. 2 VVZG-

EKD (Anlage 2) steht der Anwendungsausschluss des § 2 des Entwurfes des VVZG-

ErgG nicht entgegen, da es sich nicht um eine direkte Anwendung im Rahmen des 

Rücknahmeverbotes des § 36 Abs. 2 VVZG-EKD (Anlage 2) handelt, sondern um die 

Übernahme einer Teilregelung (Ausschluss des Vertrauensschutzes) in die Fristenre-

gelung des Absatzes 4 des § 36 VVZG-EKD (Anlage 2). Diese Auslegung hält der 

Rechtsausschuss im Hinblick auf den Sinn und Zweck der Regelung, die Gesetzessys-

tematik und den Wortlaut für geboten. 

 

3. Der § 3 des Entwurfes des VVZG-ErgG hat lediglich deklaratorische Bedeutung, da 

 aufgrund des erwähnten Subsidiaritätsprinzips (§ 1 Abs. 2 VVZG-EKD – Anlage 2) 

 gesetzliche Regelungen der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

 oder der hannoverschen Landeskirche Vorrang haben. § 51 Absätze 1 bis 7 des Kir-

 chengesetzes der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen über den 

 Rechtshof (Rechtshofordnung – ReHO – Anlage 3) regelt das Rechtsbehelfsverfahren 
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 vorrangig und schließt deshalb die ebenfalls abschließende Regelung der §§ 42 bis 

 47 VVZG-EKD (Anlage 2) über das Rechtsbehelfsverfahren aus. Da § 51 Abs. 1 bis 7 

 ReHO (Anlage 3) eine dem § 47 VVZG-EKD (Anlage 2) entsprechende Kostenrege-

 lung für die Kosten des Widerspruchverfahren nicht enthält, trägt in Verwaltungsver-

 fahren, die nicht zu einem Klageverfahren mit einem auch über die Kostenpflicht ent-

 scheidenden Urteil oder Beschluss des Rechtshofes führen, sondern mit dem Wider-

 spruchsbescheid enden, jeder der Beteiligten seine Kostenselbst. Der Rechtsaus-

 schuss hält dies im Hinblick auf die geringe Anzahl der Fälle und die unter den Betei-

 ligten bestehende Dienstgemeinschaft für vertretbar. 

 

 

III. 

Der Rechtsausschuss stellt den folgenden Antrag: 

 

Die Landessynode wolle beschließen: 

Die Landessynode nimmt den Bericht des Rechtsausschusses betr. Entwurf eines 

Kirchengesetzes zur Ergänzung des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungs-

gesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland (Ergänzungsgesetz zum Ver-

waltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz der EKD - VVZGErgG - Aktenstück 

Nr. 64 A) zustimmend zur Kenntnis und tritt in die Lesung des mit dem Akten-

stück Nr. 64 vorgelegten Kirchengesetzes ein. 
 

 

Reisner 
Vorsitzender 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlagen 
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Anlage 1 
 

Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz der  
Evangelischen Kirche in Deutschland (VVZG-EKD) 

Vom 28. Oktober 2009 

(ABl. EKD 2009 S. 334 ) 

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat nach Artikel 10 Absatz 1 und Artikel 10 a Absatz 2 
Satz 1 Buchstabe b mit Zustimmung der Kirchenkonferenz nach Artikel 26 a Absatz 4 der Grundordnung der 
Evangelischen Kirche in Deutschland das folgende Kirchengesetz beschlossen: 
 

Inhaltsübersicht §§ 

Teil I Allgemeine Vorschriften  

Abschnitt 1 Anwendungsbereich, Elektronische Kommunikation  

Anwendungsbereich 1 

Elektronische Kommunikation 2 

Abschnitt 2 Verfahrensgrundsätze  

Begriff des Verwaltungsverfahrens 3 

Nichtförmlichkeit des Verwaltungsverfahrens 4 

Beteiligungs- und Handlungsfähigkeit  5 

Beteiligte  6 

Bevollmächtigte und Beistände  7 

Bestellung eines oder einer Empfangsbevollmächtigten 8 

Ausgeschlossene Personen  9 

Besorgnis der Befangenheit  10 

Beginn des Verfahrens  11 

Untersuchungsgrundsatz  12 

Beratung, Auskunft  13 

Beweismittel  14 

Anhörung Beteiligter  15 

Akteneinsicht durch Beteiligte  16 

Datenschutz und Geheimhaltung  17 

Abschnitt 3 Fristen, Termine, Wiedereinsetzung  

Fristen und Termine 18 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 19 

Abschnitt 4 Amtliche Beglaubigung  

Beglaubigung von Dokumenten 20 

Beglaubigung von Unterschriften 21 

Teil II Verwaltungsakt  

Abschnitt 1 Zustandekommen des Verwaltungsaktes  

Begriff des Verwaltungsaktes 22 

Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt 23 

Bestimmtheit und Form des Verwaltungsaktes 24 

Zusicherung 25 

Begründung des Verwaltungsaktes 26 

Ermessen 27 

Bekanntgabe des Verwaltungsaktes 28 

Offenbare Unrichtigkeiten im Verwaltungsakt 29 

Rechtsbehelfsbelehrung 30 

Abschnitt 2 Bestandskraft des Verwaltungsaktes  

Wirksamkeit des Verwaltungsaktes 31 
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Nichtigkeit des Verwaltungsaktes 32 

Heilung von Verfahrens- und Formfehlern 33 

Folgen von Verfahrens- und Formfehlern 34 

Umdeutung eines fehlerhaften Verwaltungsaktes 35 

Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes 36 

Widerruf eines rechtmäßigen Verwaltungsaktes 37 

Erstattung, Verzinsung 38 

Rücknahme und Widerruf im Rechtsbehelfsverfahren 39 

Wiederaufgreifen des Verfahrens 40 

Rückgabe von Urkunden und Sachen 41 

Teil III Rechtsbehelfsverfahren gegen Verwaltungsakte  

Vorverfahren 42 

Widerspruch 43 

Anhörung 44 

Abhilfeentscheidung 45 

Widerspruchsbescheid 46 

Erstattung von Kosten im Vorverfahren 47 

Teil IV Öffentlich-rechtlicher Vertrag  

Zulässigkeit 48 

Vergleichsvertrag 49 

Austauschvertrag 50 

Schriftform 51 

Zustimmung von Dritten und Behörden 52 

Nichtigkeit 53 

Anpassung und Kündigung in besonderen Fällen, ergänzende Anwendung von Vorschriften 54 

Teil V Verwaltungszustellung  

Zustellung 55 

Zustellung an gesetzliche Vertreter oder Vertreterinnen 56 

Zustellung an Bevollmächtigte 57 

Heilung von Zustellungsmängeln 58 

Zustellung im Ausland 59 

Öffentliche Zustellung 60 

Teil VI Schlussvorschriften  

Überleitung von Verfahren 61 

Inkrafttreten 62 

Außerkrafttreten 63 
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Anlage 2 
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Anlage 3 
 

Kirchengesetz  

der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen über den Rechtshof  
( Rechtshofordnung - ReHO )  

vom 20. November 1973 (KABl. Hannover S. 217)  
zuletzt geändert durch das Kirchengesetz vom 13. März 2010 (KABl. Hannover S. 42)  

Die Synode der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen hat das folgende 
Kirchengesetz beschlossen:  

[...] 

V. Abschnitt 

Weitere Verfahrensvorschriften für Verwaltungssachen  

 

§ 51 
[Rechtsbehelfsverfahren] 

(1) Vor Erhebung der Anfechtungsklage sind Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit des Verwaltungsaktes in 
einem Vorverfahren nachzuprüfen. Für die Verpflichtungsklage gilt Satz 1 entsprechend, wenn der Antrag auf 
Vornahme eines Verwaltungsaktes abgelehnt worden ist.  

(2) Eines Vorverfahrens nach Absatz 1 bedarf es nicht, wenn  
1. dies eine kirchliche Rechtsvorschrift bestimmt, oder  
2. der Abhilfebescheid oder der Bescheid nach Absatz 7 erstmalig eine Beschwer enthält.  

(3) Das Vorverfahren nach Absatz 1 beginnt mit der Erhebung des Widerspruchs. Andere durch kirchliche 
Rechtsvorschriften geregelte Rechtsbehelfe (Einsprüche oder Beschwerden) werden wie Widersprüche behan-
delt.  

(4) Der Rechtsbehelf nach Absatz 3 ist innerhalb eines Monats, nachdem der Verwaltungsakt dem Beschwerten 
bekannt gegeben worden ist, schriftlich oder zur Niederschrift bei der kirchlichen Amtsstelle zu erheben, die den 
Verwaltungsakt erlassen hat. Die Frist wird auch durch Einlegung des Rechtsbehelfes bei der kirchlichen Amts-
stelle, die den Bescheid nach Absatz 7 erlassen hat, gewahrt.  

(5) Ist die Aufhebung oder Änderung eines Verwaltungsaktes im Vorverfahren nach Absatz 1 erstmalig mit einer 
Beschwer verbunden, so soll der Betroffene vor Erlass des Abhilfebescheides oder des Bescheides nach Absatz 7 
gehört werden.  

(6) Hält die kirchliche Amtsstelle den Rechtsbehelf nach Absatz 3 für begründet, so hilft sie ihm ab und ent-
scheidet über die Kosten.  

(7) Hilft die kirchliche Amtsstelle dem Rechtsbehelf nach Absatz 3 nicht ab, so ergeht ein Widerspruchsbescheid 
oder ein entsprechender Bescheid. Diesen erlässt die nächsthöhere kirchliche Amtsstelle, soweit nicht kirchliche 
Rechtsvorschriften etwas anderes bestimmen. 


